
22.04.2020 Pressemitteilung

Lokales Bündnis für Gebührenfreiheit fordert 
Aussetzen der Betreuungsgebühren bis zur 
Wiedereröffnung

Derzeit findet aufgrund der Coronakrise keine reguläre Kinderbetreuung statt. Dies führt zu 
vielfältigen Belastungen von Familien. Auch nach den Beschlüssen der Kanzlerin mit den 
Ministerpräsident*innen ist nicht absehbar, wann die Kitas wieder für alle geöffnet 
werden.  Das Kitabündnis für Gebührenfreiheit im Kreis Tübingen fordert jetzt, dass die 
Landesregierung weitere Mittel zur Verfügung stellt, damit die Kommunen den Familien 
auch für den kommenden Zeitraum, in dem die Kitas noch geschlossen sind, die 
Betreuungsgebühren erlassen. Dazu bedarf es aus Sicht des Bündnisses auch eines 
Schutzschirms für Kommunen. 
„Die Belastungen für Familien sind nach wie vor groß. Betreuungsgebühren setzen Eltern 
jetzt zusätzlich unter Druck. Diesen Druck sollte ihnen die Politik nehmen, denn Familien 
brauchen jetzt Planungssicherheit“, so die Organisator*innen des Bündnisses für 
Gebührenfreiheit. 
Das Bündnis erinnert an die Argumentation der Landesregierung, warum derzeit Gebühren 
ausgesetzt werden können. Finanzministerin Edith Sitzmann hatte erklärt: „Viele Eltern 
müssen arbeiten und können gerade nicht auf Unterstützung der Großeltern zählen. Da darf 
es dann nicht noch finanzielle Sorgen geben. Wer beispielsweise in Kurzarbeit ist oder wegen 
der Betreuung der eigenen Kinder zu Hause weniger Geld zur Verfügung hat, darf sich keine 
Sorgen um die Kitagebühren machen müssen.“ Diese Argumentation gilt aus Sicht des 
lokalen Bündnisses auch für die kommenden Wochen. 
Die meisten anderen Bundesländer sind längst in die Gebührenfreiheit eingestiegen. 
Landesweit hatte sich im vergangenen Jahr ein breites Bündnis aus Gewerkschaften, 
Parteien, Sozialverbänden und weiteren Organisationen gegründet, um sich für 
gebührenfreie Kinderbetreuung einzusetzen. Dem Tübinger Bündnis gehören der 
Kreisverband und die Tübinger Gemeinderatsfraktion der SPD, der Kreisverband und die 
Tübinger sowie die Rottenburger Gemeinderatsfraktion der Linken, ver.di, der DGB, der 
Dachverband der Kleinen Freien Kita-Träger Tübingen e.V. sowie zahlreiche 
Elternvertreter*innen und weitere Einzelpersonen an. 
Eltern und weitere Interessierte, die Fragen zur Gebührenfreiheit haben oder sich dem 
Bündnis anschließen möchten, können sich per Mail 
an kitabuendnis.kreis.tuebingen@gmail.com wenden. 
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